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SB31-10.0011-63/19

aufIhrenAntragaufZugang zu den EinsatzberichtenderBundespolizeiüberdieanlassbe-
zogenen Kontrollenim Rahmen derAusführungder „Allgemeinverfügungzum Mitführenvon
Schusswaffen,Schreckschusswaffen,Hieb-,Stoß-und StichwaffensowieMessernaller Art
im Hbf.Hamburg im Zeitraumvom 25.— 27.Mai2018“hinergehtinAbänderungderAus-
kunftvom30.Januar2019folgenderBescheid:

1.SieerhaltenInformationszugangdurchÜbersendung des anliegendenDokuments.
SoweitgeheimhaltungsbedürftigeUmstände oderTatsachenbetroffensind,lehneich
IhrenAntragab;insoweitwurdedasDokument geschwärzt.

2.DerBescheidergehtfürSiekostenfrei.
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VERKEHRSANBINDUNGBus:121oder128(Alvensiebenstraße)oder134 en
Stadtbahn:Linie1und2(Niedersachsenring)ei

Weitere zurVerarbeitungIhrerDaten
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Begründung:

l.

Mit Email vom 15. Januar 2019 beantragten Sie Zugang zu den Einsatzberichten der Bun-

despolizei über die anlassbezogenen Kontrollen im Rahmen der Ausführung der „Allgemein-

verfügung zum Mitführen von Schusswaffen, Schreckschusswaffen, Hieb-, Stoß- und Stich-

waffen sowie Messern aller Art im Hbf. Hamburg im Zeitraum vom 25. - 27. Mai 2018*.

Zur Begründung haben Sie sich auf die in & 1 IFG, sowie erforderlichenfalls auf die in $ 3

Umweltinformationsgesetz (UIG) und $ 1 des Gesetzes zur Verbesserung der gesundheits-

bezogenen Verbraucherinformationen (VIG) geregelten Informationsansprüche gestützt.

Mit Email vom 30. Januar 2019 wurde Ihnenmitgeteilt, dass es sich beidiesen Informationen
um solche handelt, die als geheimhaltungsbedürftig „Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft

seien. Die nicht geheimhaltungsbedürftigen Informationen seien bereits in der Ihnen vorlie-

genden Pressemitteilung über den Gesamteinsatz enthalten.

Nach erneuter Befassung mit der Sache wird die Auskunft vom 30. Januar 2019 nicht auf-

rechterhalten und stattdessen dieser Bescheid erlassen, der dazu führt, dass Ihrem Antrag in

Teilen entsprochenwird.

Die von Ihnen beantragte Auskunft ist eine amtliche Information im Sinne von $ 2 Nr. 1 IFG,
für deren Erteilung ich gemäß $ 1 Abs. 2 Satz 1 IFG und $ 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung

über die Zuständigkeit der Bundespolizeibehörden (BPoIZV) sowie $ 57 Abs. 2 Bundespoli-
zeigesetz (BPoIG) zuständig bin.

Die Voraussetzungeneines Anspruchs aus $ 1 Abs. 1 Satz 1 IFG liegen jedoch nurteilweise
vor.
Die Einstufung des Einsatzberichtes als „Verschlusssache — Nur für den Dienstgebrauch“

gemäß 8 2 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 4 der Verschlusssachenanweisung (VSA) wurde anlassbe-

zogen aufgrund Ihrer Anfrage erneut geprüft.

Dabei wurde festgestellt, dass der Einsatzbericht weiterhin Informationen enthält, welche als

Verschlusssachen gemäß $ 2 Abs. 2 Nr. 4 VSA einer Geheimhaltungspflicht im Sinne von $
3 Nr. 4 IFG unterliegen. Insoweit besteht kein Anspruch auf Informationszugang. Ein solcher

Zugangerscheint nach jetzigem Stand auch zu einem späteren Zeitpunkt nicht möglich.

Die in dem Einsatzbericht enthaltenen Informationen, welche nicht gemäß 8 3 Nr. 4 IFG ge-

heimhaltungsbedürftig sind, gehen jedoch inhaltlich über den Umfang der o.g. Pressemittei-

lung hinaus, so dassIhr diesbezüglicher Informationsanspruch nicht schon gemäß $ 9 Abs. 3

IFG abzulehnenist. Zudem ist auch eine tatsächliche Trennung zwischen den geheimhal- 



sereavonatungsbedürftigenundden übrigenInformationenmöglich,ohnedassdieInformationen
dadurchverfälschtwerden.Daher kann einteilweiserInformationszugangmittelsSchwär-
zungdergeheimhaltungsbedürftigenPassagenermöglichtwerden.

Ihrem Antragistfolglichinsoweitzu entsprechen,alser dienichtalsVerschlusssachezu
wertendenInhaltedes EinsatzberichtesüberdieanlassbezogenenKontrollenim Rahmen
derAusführungder„Allgemeinverfügungzum Mitführenvon Schusswaffen,Schreckschuss-
waffen,Hieb-,Stoß-und StichwaffensowieMessernallerArtim Hbf.Hamburg im Zeitraum
vom 25.— 27.Mai2018“betrifft.IhrAnspruchbeschränktsichjedochaufdiesenichtge-
heimhaltungsbedürftigenInhalte.

Il.

Angesichtsdes Umfangs und desAufwandsfür dieErteilungderAuskunftwirddieAuskunft
nochals „einfacheAuskunft‘imSinnedes 10Abs.1Satz2IFGgewertetundergehtdaher
ohne dieErhebungvonGebühren oderAuslagen.

IV.

Gegen diesenBescheidkönnen Sie innerhalbeinesMonats nach ZustellungdiesesBe-
scheidesWiderspruchbeiderBundespolizeidirektionHannovererheben.
DieWiderspruchsfrististauchgewahrt,wennderWiderspruchgegenüberdem Bundespoli-
zeipräsidiumeingereichtwird.

MitfreundlichenGrüßen


